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Einspruch

Demokratie –
lernen von den
Deutschen?
Von Peter Riebli

Eigentlich ist es die Frage aller politi-
schen Fragen: Wer macht in der
Schweiz die Gesetze? Wer bestimmt,
was gilt? Volk und Stände natürlich. In 
der Schweiz hat der Souverän das letzte 
Wort. Jeder neue Verfassungsartikel
muss vom Volk und von den Ständen 
genehmigt werden. Eine Grenze bildet
gemäss unserer Verfassung lediglich 
das zwingende Völkerrecht.

Jahrzehntelang galt, dass wenn ein
Bundesgesetz einem Staatsvertrag 
widerspricht, das Bundesgesetz gilt. Im
Jahr 2012 änderten fünf Bundesrichter 
in einem Mehrheitsentscheid hand-
streichartig die Verfassung. Sie
befanden, dass das Völkervertragsrecht
unserer Verfassung vorgeht.

Das ist eine Abkehr von allen bis-
herigen Werten und internationalen
Grundsätzen, nach denen das eigene
Landesrecht und die eigene Verfassung
fremden Recht vorgeht. Der ehemalige 
Bundesgerichtspräsident und Rechts-
professor Martin Schubarth (ein SP-
Mitglied) hat diese Praxisänderung als
«Staatsstreich» bezeichnet.

Denn damit wird die Demokratie
ausgehebelt, da das letzte Wort nicht
mehr der Gesetzgeber hat, sondern 
«fremde Richter». Mit der Selbst-
bestimmungs-Initiative soll nur der
alte Zustand wiederhergestellt werden.
Das Schweizer Recht soll wieder über
das nicht zwingende Völkerrecht 
gestellt werden.

Es geht nicht um ein Ja oder Nein
zu den Menschenrechten, diese bleiben
unangetastet, sondern um die Frage,
ob wir ein direktdemokratisches, unab -
hängiges Land bleiben wollen. Das
müsste diskutiert werden.

Aber es werden Argumente vor-
gebracht, die mit der Frage der Selbst-
bestimmung nichts zu tun haben. So
wird behauptet, die Initiative schwäche
den Wirtschaftsstandort, weil sie inter-
nationale Verpflichtungen und die
Menschenrechte infrage stelle. Populis-
tisch wird sie «Anti-Menschenrechts-
Initiative» genannt. Für gewisse Kreise
scheint es unmöglich, die Menschen-
rechte zu befürworten und trotzdem 
für die Selbstbestimmungs-Initiative 
einzutreten.

Da lohnt sich ein Blick über die
Grenzen: Das deutsche Bundes-
verfassungsgericht hat 2015 ent-
schieden, dass es Urteile aus Strassburg
nicht umsetzt, wenn diese dem deut-
schen Grundgesetz widersprechen, und
dass neue Gesetze, die dem Völkerrecht 
widersprechen, nicht verfassungs-
widrig seien.

Warum für die Schweiz etwas ande-
res gelten soll, ist nicht nachvollzieh-
bar. Die Selbstbestimmungs-Initiative
fordert nur, dass eine staatspolitische
Selbstverständlichkeit explizit in der
Verfassung verankert wird. Die
Menschenrechte stehen nicht zur
Diskussion. Sie sind, in Deutschland
wie in der Schweiz, durch die jeweilige
Verfassung garantiert. 

Das deutsche Verfassungsgericht
hat uns ein Lehrstück in Demokratie
und Beachtung der demokratischen
Grundregeln vorgelegt. Die anderen
europäischen Staaten sehen das 
genauso, ganz zu schweigen von den
USA, für welche die eigene Verfassung
ohnehin «heilig» ist.

Zu hoffen, dass gewisse Politiker
aus diesem «deutschen» Lehrstück 
etwas lernen, ist – wie man hört und
liest – vergebens. Aber für uns Stimm-
bürger bedeutet es, dass das Argument
der Isolation der Schweiz durch die
Selbstbestimmungs-Initiative schlicht
Quatsch ist.
Peter Riebli ist Gemeindepräsident von 
Buckten und SVP-Landrat.

Heute vor 37 Jahren

Briefe

An unsere 
Leserinnen und Leser

Wir veröffentlichen Briefe sowie
Kommentare, die uns über baz.ch, 
Facebook (facebook.bazonline.ch) oder
Twitter (@bazonline) erreichen. Über nicht
veröffentlichte Briefe wird keine Korres-
pondenz geführt. Die Briefe sollten sich
auf BaZ-Artikel beziehen. Die Redaktion
behält sich vor, Texte zu kürzen. Bitte
senden Sie die Briefe mit vollständigem
Namen, Adresse und Telefonnummer (für
Rückfragen). Vielen Dank.
http://verlag.baz.ch/leserbrief
oder per E-Mail: leserbrief@baz.ch
Postadresse: Basler Zeitung,
Leserbriefe, Postfach 2250, 4002 Basel

SVP missbraucht 
die Demokratie
Zur eidgenössischen Abstimmung
über die Selbstbestimmungs-Initiative
Die direkte Demokratie hat unser Land
weit gebracht: Wir können mitent-
scheiden und geniessen dadurch grosse
Freiheiten. Nun missbraucht die SVP 
dieses Mittel mit der Selbstbestim-
mungs-Initiative. Sie tut dies, indem sie
unser politisches Erfolgsmodell gegen
das Völkerrecht ausspielt. Bei einen Ja
zu dieser bedenklichen Initiative wer-
den auf einen Schlag Hunderte Staats-
verträge infrage gestellt.

Können wir es uns leisten, unsere 
Handelsbeziehungen und damit ganz
direkt die Schweizer Wirtschaft derart 
zu schwächen? Ich glaube nicht. Wir 
sind keine Insel, im Gegenteil: die
Schweiz lebt von und mit ihren Part-
nern im Ausland. Dafür braucht es
gegenseitige Vereinbarungen, welche
die Geschäftsbeziehungen regeln. Diese 
bewährten Verträge aufzugeben oder in
mühseliger Knochenarbeit nachzuver-
handeln, bringt nichts. Die Vorlage 
richtet – ganz im Gegenteil – grossen 
Schaden an. Für mich ist klar: Ich 
werde am 25. November zur Selbst-
bestimmungs-Initiative ein Nein in die
Urne legen.

Patricia von Falkenstein, Präsidentin 
und Grossrätin LDP Basel

Felix Keller ist
nicht bei der Basis
Zur Baselbieter Abstimmung über die
Prämienverbilligungen
Der Baselbieter CVP-Fraktionspräsident
Felix Keller hat mit seinem Rund-
umschlag gegen die Initiative «Ja zur
Prämienverbilligung» bewiesen, dass er 
nicht versteht, was die Menschen be-
wegt. Seit Jahren steigen die Prämien,
gleichzeitig kürzt der Kanton die
Prämienverbilligungen weg. Unter dem
Strich bleibt eine immer höhere Be-
lastung für die tiefen und mittleren Ein-
kommen, besonders für die Familien.

In den letzten Jahren wurde fast 
8000 Baselbieterinnen und Baselbietern 
die Prämienverbilligung weggestrichen.
Ausserdem konnten Prämienrechnun -
gen in Höhe von rund 10 Millionen von 
den Leuten nicht bezahlt werden, weil

sie schlicht zu wenig Geld auf dem
Konto haben. Das sind 400 Prozent
mehr als vor fünf Jahren! Hier von
einem «funktionierenden System» zu
sprechen, ist zynisch und daneben. Es
besteht dringender Handlungsbedarf!

Deshalb haben wir die Prämien-
Initiative lanciert. Kein Haushalt soll 
mehr als 10 Prozent für die Kranken-
kasse ausgeben müssen. Die Initiative 
wird von vielen CVP-Mitgliedern unter-
stützt, zum Beispiel von den CVP-
Gemeindepräsidenten in Muttenz,
Biel-Benken und Röschenz. 

Sie sind nahe an der Basis und sagen
am 25. November Ja zur Prämienver-
billigung.

 Adil Koller, Präsident Initiativkomitee «Ja zur
Prämienverbilligung», Landrat, Münchenstein

Unfallzahlen auf dem 
Bau auf Rekordtief
Bauarbeiter leben extrem gefährlich;
BaZ 27.10.18
Auf dem Bau zu arbeiten, ist so sicher
wie nie zuvor. Die Zahl der Berufs-
unfälle auf dem Bau hat ein Rekordtief
erreicht. Das zeigen auch die Statistiken 
der Suva. Allein seit 1997 sind auf dem
Bau die Unfallkosten und dadurch der
Netto-Suva-Prämiensatz um 37,5 Pro-
zent gesunken. Dazu kommt: Immerhin
jeder dritte Bauarbeiter, der im Laufe 
eines Jahres unfallbedingt ausfällt, hat 
sich seine Verletzungen nicht etwa wäh-
rend der Arbeitszeit, sondern in seiner
Freizeit zugezogen. Wer sich statt in der
Unia-Zeitung direkt bei der Suva infor-
miert, findet somit anders als Helmut
Hubacher keine «brutalen Zahlen».

Ebenso wenig stimmt es, dass in den
Verhandlungen über den neuen Landes-
mantelbetrag 12-stündige Arbeitstage
zur Diskussion stehen würden. Die Bau-
meister wollen keine Minute längere 
Arbeitszeiten für die Mitarbeitenden. 
Stattdessen setzen wir uns für eine ein-
fachere Anwendung der Arbeitszeiten
ein. Denn unsere Mitarbeiter – ins-
besondere die Männer über 50, welche
die grösste Altersgruppe in unserer 
Branche bilden – möchten sicherere 
Arbeitsplätze als Festangestellte und
nicht Gefahr laufen, durch Temporäre 
ersetzt zu werden.

Das flexible Arbeitszeitmodell sieht 
maximal 200 Mehrstunden – sowie
100 Minusstunden – vor, die in den auf-

tragsschwachen Wintermonaten kom -
pensierbar wären. Genau diese Kom-
pensation durch Freizeit entspricht
der Gewerkschaftsforderung nach ver-
stärktem Gesundheitsschutz und ver-
mehrter Familienzeit.

Rolf Graf, Pratteln, Präsident 
Bauunternehmer Region Basel

Für einen 
nachhaltigen Zolli
Muss der Basler Zolli schliessen?;
BaZ 25.10.18
Roland Stark unterstellt der Leserschaft 
in seiner Kolumne «Muss der Basler
Zolli schliessen?», dass, wer sich aus
Gründen des Tierwohls gegen das ge-
plante Ozeanium wendet, in der Folge 
auch die gesamte Tierhaltung des Zolli
infrage stellen müsse. Dem ist nicht so!
Der Zolli hat sich in den letzten zwanzig 
Jahren in Sachen Tierwohl positiv ent-
wickelt. Sogar das vor 45 Jahren er-
baute Vivarium ist mit seinem speziel-
len räumlichen Konzept heute noch at-
traktiv. 

Es gibt andere Gründe, dieses Gross-
aquarium infrage zu stellen. Anstatt auf 
der Heuwaage die Haifische und Ro-
chen in dem für grosse Meerestiere viel
zu engen Betonklotz gnadenlos Runden 
drehen zu lassen, ist es ökologisch, öko-
nomisch und städtebaulich sinnvoller, 
auf diesen überrissenen Neubau zu ver-
zichten.

Mit zeitgemässen medialen und
didaktischen Mitteln kann heute auf
nachhaltige Weise auf die Bedrohung
der Ökosysteme unserer Weltmeere 
aufmerksam gemacht werden, und die
Meerestiere können so dank moderner
Technik in ihrem Lebensraum be-
obachtet und sogar erforscht werden,
ohne sie vor Ort in ein Aquarium zu 
holen. Peter Strub, Basel

Der Stadtjäger
als Brückenbauer
Über eine Brücke musst du gehn;
BaZ 29.10.18
Einmal mehr machte mich Dominik
Heitz auf einen sehr interessanten und
bahnbrechenden Bau in Basel aufmerk-
sam. Dieser, vor über 100 Jahren von 
Architekt Rudolf Linder erstellte Wohn-
komplex «Am Viadukt», ist nicht nur

durch die kleine Brücke zum Birsigvia-
dukt ein besonderes Augenmerk, son-
dern war eben auch durch die gesamte 
Aussenarchitektur und die inneren
Errungenschaften wie zum Beispiel 
Maisonette-Wohnungen und so weiter
richtungsweisend. Es war sicher An-
fang des 20. Jahrhunderts einfacher als
heute, für eine private Brücke über öf-
fentlichem Raum eine Bewilligung zu 
erhalten.

Mein Dank geht an den Stadtjäger, 
der es immer wieder versteht, uns Lese-
rinnen und Leser der BaZ oft auch auf
unauffällige Objekte hinzuweisen. Er
wirkt für mich wie ein Brückenbauer zu
vielen sehenswerten und einzigartigen
Kulturgütern! Hanspeter Jauslin, Muttenz

Rücksichtsloses 
Benehmen
Eine Frage der Selbstachtung;
BaZ 27.10.18
Dominik Heitz spricht mir voll aus dem
Herzen betreffend Kleidung und Ver-
halten gewisser Theaterbesucher. Ein 
solches Benehmen ist weder dem An-
lass noch den Besuchern gegenüber,
welche sich angemessen kleiden und
auch dementsprechend verhalten,
rücksichtsvoll. Es ist einfach mühsam,
über die nicht an der Garderobe de-
ponierten Rucksäcke, Mäntel und Ja-
cken zu steigen und die Düfte der nur
mit einem Shirt bekleideten Besucher
einzuatmen. Es leben die Künstler, aber
nicht die Möchtegern!

Rudolph Lichtenhahn, Basel

Warum für die Schweiz
etwas anderes gelten
soll als im Nachbarland 
Deutschland, ist nicht 
nachvollziehbar.

31.10.1981: Gegen das AKW Kaiseraugst. Rund 20000 Personen demonstrierten am 31. Oktober 1981 gegen das damals geplante Atomkraftwerk Kaiseraugst –
auf dem dafür vorgesehenen Bauplatz. «Kaiseraugst niemals», hiess es an diesem Samstag, nachdem der Bundesrat in dieser Woche die Rahmenbewilligung für das
AKW Kaiseraugst erteilt hatte. Gebaut wurde es trotzdem nicht, der Widerstand in der Bevölkerung war zu gross. Der Ständerat zog am 8. Dezember 1988 den
Schlussstrich unter das AKW-Projekt, drei Monate später folgte der Nationalrat. Mit der Annahme eines bürgerlichen Vorstosses beerdigte das Parlament das
Projekt. Der Bundesrat schätzte den Gesamtverlust des Betreibers, der Kernkraftwerk Kaiseraugst AG, auf rund 1,1 bis 1,3 Milliarden Franken. Von der Eidgenossen-
schaft erhielten die gescheiterten oder verhinderten AKW-Betreiber schliesslich eine Entschädigung von 350 Millionen Franken.  Foto Keystone


